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Verordnung zum Einfiihrungsgesetz zum Bundesge-
setz iiber den Strassenverkehr (RVzZEGzSVG) b

Gestlitzt auf Artikel 45 Absatz 1 der Kantonsverfassung

von der Regierung erlassen am 8. Dezember 2008

L Zustindigkeiten

Art. 1

Die Regierung legt fiir die Kantonsstrassen die verkehrs- und bautech-
nisch verantwortbaren Hochstgrenzen hinsichtlich Masse und Gewichte
der Motorfahrzeuge fest. Sie bestimmt die Fahrzeugarten, die auf gewis-
sen Strassenstrecken nicht oder nur zeitweise verkehren diirfen.

Art. 2

Das Departement fiir Justiz, Sicherheit und Gesundheit ist zustdndige Be-
horde fiir die

a) Bewilligung von allen motorsportlichen Veranstaltungen und von rad-
sportlichen Veranstaltungen iiberregionaler Bedeutung im Sinne von
Artikel 52 Strassenverkehrsgesetz;

b) Anordnung von sdmtlichen Geschwindigkeitsbeschrankungen gemaiss
Artikel 32 Strassenverkehrsgesetz auf allen Strassen des Kantons-
gebietes.

Art. 3
Das Strassenverkehrsamt:

a) vollzieht, soweit nicht ausdriicklich anders geregelt, was gemaéss
Bundesgesetzgebung in die Zustindigkeit des Kantons oder einer Be-
horde fallt;

b) sorgt fiir die Veranlagung und das Inkasso der Verkehrssteuern und
der Schwerverkehrsabgabe;

c) Dbewilligt Ausnahmefahrzeuge und Ausnahmetransporte sowie Aus-
nahmefahrten auf Strassenziigen mit signalisierten Gewichtsbe-
schrankungen;

d) ist kantonale Strafbehorde im Sinne von Artikel 17 EGzSVG.
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Art. 4
! Die Kantonspolizei ist kantonale Behdrde fiir die:

a) Regelung des Verkehrs im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 EGzSVG so-
wie Signalisation der Kantonsstrassen im Sinne von Artikel 7 Absatz
3 EGzSVG, soweit nicht eine andere Behdrde zustindig ist;

b) Zustimmung zu weiteren Signalen und Markierungen im Sinne von
Artikel 7 Absatz 1 EGzSVG;

¢) Genehmigung von Signalen und Markierungen an kommunalen
Strassen im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 EGzSVG;

d) Bewilligung von Werkverkehrsdiensten und privaten Diensten im
Sinne von Artikel 9 EGzSVG.

2 Sie ist im Weiteren zustindig fiir die:

a) Bewilligung von radsportlichen Veranstaltungen regionaler Bedeu-
tung;

b) Aufsicht liber die Strassensignalisation im Sinne von Artikel 105 der
Signalisationsverordnung sowie der Markierungen;

¢) Anordnung von besonderen Markierungen mit Vorschriftscharakter,
namentlich Sicherheitslinien, Fussgéngerstreifen, Parkfelder, Barrie-
ren und Abschrankungen auf allen Inner- und Ausserortsstrecken im
Sinne von Artikel 101 Absatz 2 SSV;

d) Zustimmung zu Lichtsignalanlagen inner- oder ausserorts.

Art. 5

! Die Kantonspolizei erteilt, soweit nicht ausdriicklich anders geregelt, die
nach Bundes- und kantonalem Recht vorgesehenen Ausnahmebewilligun-
gen. Sie ist insbesondere zustdndig fiir Ausnahmen:

a) vom Sonntag- und Nachtfahrverbot;

b) von der Hochstbreite auf bestimmten Strassenabschnitten und vom
Anhéngerverbot;

¢) von der Hochstbreite fiir Gesellschaftswagen im Linienverkehr;

d) fiir das Befahren gesperrter Strecken mit gefahrlichen Giitern.

Art. 6

! Die Kantonspolizei vollzieht die Verordnungen iiber die Arbeits- und Ru-
hezeit der berufsmissigen Motorfahrzeugfiithrer und Motorfahrzeugfiihre-
rinnen (Chauffeurverordnung, ARV 1) und der berufsméssigen Fiihrer von
leichten Personentransportfahrzeugen und schweren Personenwagen
(ARV 2).

2 Das Strassenverkehrsamt gibt die Arbeitsbiicher und die weiteren Formu-
lare ab und stellt der Kantonspolizei die notwendigen Daten zur Verfii-
gung.

Kantonspolizei
1. Verkehrs-
regelung

2. Ausnahme-
bewilligungen

3. Arbeits- und
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berufsméssigen
Motorfahrzeug-
fiihrer
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Art. 7

Die Kantonspolizei vollzieht die Verordnung iiber die Beforderung geféhr-
licher Giiter auf der Strasse (SDR).

Art. 8

Die Kantonspolizei und die dazu ermédchtigten Polizeiorgane sind zustén-
dig fiir die sofortige Abnahme der Fahrzeug- und Fiihrerausweise im
Sinne der Bundesgesetzgebung.

Art. 9

Das Departement fiir Finanzen und Gemeinden schliesst eine Kollektiv-
haftpflichtversicherung fiir die mit Tagesausweisen versehenen Fahrzeuge
sowie fiir Fahrrdder und Motorfahrrider ab.

II1. Dienstliche Fahrten

Art. 10

! Dienstliche Fahrten der Polizei, der Rettungsorganisationen, der Feuer-
wehr, der Olwehr, des Strassenunterhalts, der Jagd- und Fischereiauf-
sichtsorgane, des Forstdienstes sowie der Justizorgane sind auf allen Stras-
sen des Kantonsgebietes und im Gelidnde auf eigene Gefahr gestattet.

2 Das Gleiche gilt fiir Motorfahrzeuge jeglicher Art, welche im Rahmen
einer Ereignisbewiltigung vom Kanton oder den Gemeinden zur Hilfe-
leistung eingesetzt werden.

III. Verkehrssteuern

Art. 11

! Die Verkehrssteuer wird zum Voraus erhoben. Sie wird mit der Rech-
nungsstellung fallig und ist innert 30 Tagen zu bezahlen.

2 Die Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter sind bis zur Riickgabe der
Kontrollschilder, Annullierung des Fahrzeugausweises oder steuerfreien
Ausschreibung im RIPOL steuerpflichtig.

3 Zahlungen und Gutschriften werden mit offenen Rechnungen verrechnet.
+ Es werden weder Vergiitungszinsen ausgerichtet noch Verzugszinsen be-
lastet.

Art. 12

' Die Verkehrssteuer fiir Wechselschilder bemisst sich nach dem hdoher-
zdhlenden Fahrzeug. Fiir jedes weitere Fahrzeug werden 20 Prozent der
entsprechenden Steuer erhoben.
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2 Arbeitsmaschinen, Arbeitskarren und Arbeitsanhidnger unterliegen auch
unter Wechselschildern der vollen Besteuerung.

Art. 13
! Fiir die Berechnung der Verkehrssteuer ist das Kalenderjahr massgebend.

2 Sie wird ab Giiltigkeitsdatum des Versicherungsnachweises oder ab Aus-
hindigungs- beziehungsweise Zustelldatum der Kontrollschilder erhoben
und jeweils bis Ende des Kalenderjahres berechnet.

3 Sie betragt 100 Prozent fiir 365 Tage und reduziert sich bei kiirzerer Im-
matrikulationsdauer des Fahrzeugs um ein Dreihundertfiinfundsechzigstel
pro Tag.

4 Bei Fahrzeugwechsel wird der Tag der Umschreibung dem neuen Fahr-
zeug belastet.

Art. 14

! Wird ein Fahrzeug wihrend des Kalenderjahres durch Abgabe der Kon-
trollschilder und/oder Annullierung des Fahrzeugausweises ausser Verkehr
gesetzt, so werden bereits bezahlte Verkehrssteuern nach Verrechnung mit
offenen Positionen und Abzug allfilliger Mandatsspesen erstattet.

2 Der Riickerstattungsanspruch berechnet sich in sinngemédsser Anwen-
dung von Artikel 13 Absatz 3 ab dem der Hinterlegung der Kontrollschil-
der oder der Annullierung des Fahrzeugausweises folgenden Tag.

3 Werden die Kontrollschilder durch Postzustellung hinterlegt, ist der Post-
stempel massgebend. Ist dieser unleserlich, gilt der der Empfangnahme
durch das Strassenverkehrsamt vorangehende Tag.

Art. 15

! Die Verkehrssteuer wird erméssigt:

a) um 60 Prozent fiir leichte Motorfahrzeuge mit einem maximalen
CO2-Ausstoss von 160 g/km;

b) um 80 Prozent fiir leichte Motorfahrzeuge mit einem maximalen
CO2-Ausstoss von 140 g/km.

¢) um 80 Prozent fiir schwere Motorfahrzeuge der jeweils strengsten auf
dem Schweizer Markt erhéltlichen EURO-Klasse.

2 Leichte Motorfahrzeuge geméss Absatz 1 mit Dieselmotoren diirfen
iiberdies einen Feinstaubausstoss von 0.01 g/km nicht tiberschreiten.

3 Die Halterin oder der Halter hat nachzuweisen, welches Erméssigungs-
kriterium ihr Fahrzeug erfiillt. Dasselbe gilt fiir Fahrzeuge, die mit
verschiedenen Getriebearten typengenehmigt sind.

*+ Die Regierung reduziert die Grenzwerte fiir den CO2-Ausstoss alle zwei
Jahre, erstmals per 1. Januar 2011.

5 Der Anspruch auf Verkehrssteuererméissigung beginnt und endet sinn-
gemdss nach den Regeln von Artikel 13.

Berechnung der
Verkehrssteuern

Riickvergiitung

Erméssigung von
Amtes wegen
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Art. 16

! Das Strassenverkehrsamt kann auf Gesuch hin die Verkehrssteuer er-

méssigen:

a) um 50 Prozent fiir private Kranken- und Leichenwagen, die nur zu
diesem Zweck verwendet werden konnen;

b) um 30 Prozent fiir schwere Motorwagen und Anhénger iiber 3,5 t Ge-
samtgewicht, die nur im begrenzten Rayon einer Gemeinde verkeh-
ren.

2 Erlass und Erméssigung gelten ab Gesuchseingang. Bereits bezahlte Ver-

kehrssteuern werden nur fiir das laufende Jahr und in sinngemésser An-

wendung von Artikel 13 Absatz 3 erstattet.

IV.  Kontrollschilder fiir Motorfahrzeuge und Anhinger

Art. 17
Kontrollschilder sind auf Dritte {ibertragbar.

V. Fahrrader und Motorfahrrider

Art. 18

! Ausgabestelle fiir Fahrradvignetten zur kantonalen Kollektiv-Haftpflicht-
versicherung ist das Strassenverkehrsamt. Es kann diese Aufgabe an Dritte
iibertragen.

2 Ausgabestellen fiir Motorfahrrad-Kontrollschilder sind die Gemeinden.
Das Strassenverkehrsamt stellt ihnen die Kontrollschilder zur Verfiigung.

3 Die Gemeinden haben iiber die eingezogenen Gebiihren und Priamien je-
weils bis 15. November abzurechnen. Sie fiithren iiber die abgegebenen
Kontrollschilder und Mutationen Verzeichnisse und halten diese dem
Strassenverkehrsamt zur Verfiigung.

VI.  Verfahrens- und Organisationsbestimmungen

Art. 19

! Die Tatbestandsaufnahme bei Widerhandlungen gegen die eidgendssi-
schen und kantonalen Vorschriften iiber den Strassenverkehr ist Sache der
Kantonspolizei und der dazu erméchtigten Gemeinden.

2 Sie melden diese unter Vorbehalt der Sonderbestimmungen in Artikel 19
EGzSVG der Staatsanwaltschaft.

3 Anzeigen wegen Ubertretungen der &rtlichen Verkehrsregelung, deren
Ahndung der Gemeinde obliegt, sind dieser einzureichen.
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Art. 20

! Die Staatsanwaltschaft bestimmt die leichten Fille von Ubertretungen im
Sinne von Artikel 17 Absatz 2 EGzSVG und iiberweist sie zur weiteren
Behandlung an das Strassenverkehrsamt.

2 Die Kantonspolizei und die ermédchtigten Gemeinden weisen die von der
Staatsanwaltschaft bezeichneten leichten Verkehrsstrafsachen und jene ge-
miss Bussenliste der Ordnungsbussenverordnung direkt dem Strassenver-
kehrsamt zu.

VII. Schlussbestimmungen

Art. 21

Diese Verordnung tritt auf den 1. Januar 2009 in Kraft. Sie ersetzt die
regierungsritliche Vollziehungsverordnung vom 24. Oktober 1977.

Zuweisung der
Fille

Inkraftsetzung

4393



		2023-08-09T11:56:17+0200
	"7001 Chur"
	"Gesetzessammlung Kanton Graubünden"


	



